
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Katrin Helling-Plahr, Michael Theurer, 
Renata Alt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/20847 –

Zur Situation sterbender Menschen in Deutschland

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Das Sterben ist untrennbar mit der menschlichen Existenz verbunden und be-
trifft jeden einzelnen Menschen letztendlich gleichermaßen. Dennoch unter-
scheidet sich die Situation vor dem Eintritt des Todes von Mensch zu Mensch.

Nicht nur die individuelle gesundheitliche Ursache oder die körperliche und 
geistige Verfassung während des Sterbeprozesses sorgt für teils erhebliche Un-
terschiede. Auch Faktoren, die von sterbenden Menschen äußerst subjektiv 
wahrgenommen und auch persönlich unterschiedlich gewichtet werden, tragen 
ihren Teil dazu bei.

Der Wert einer Gesellschaft misst sich auch an ihrem Umgang mit Sterbenden. 
Es ist nach Auffassung der Fragesteller vornehmste Pflicht des Gesetzgebers, 
diesen Menschen ein würdiges Lebensende zu ermöglichen.

Aus Sicht der Fragesteller ist es geboten, die Belange sterbender Menschen 
sehr ernst zu nehmen und diesen dann auch politisch entsprechende Aufmerk-
samkeit zu widmen. Während mit dem Tod im Zusammenhang stehende Fra-
gestellungen immer eine ethische Dimension mit sich bringen, sollte es nicht 
vernachlässigt werden, sich die Situation von Menschen, die sich mit ihrem 
eigenen Tod oder Sterbewunsch konfrontiert sehen, bewusst zu machen und 
bestehenden Wünschen nach Möglichkeit entgegenzukommen.

Dadurch wird nicht zuletzt der Selbstbestimmtheit der Menschen Rechnung 
getragen, die auch am Lebensende sichergestellt sein muss.

Eine Voraussetzung hierfür ist aus Sicht der Fragesteller, dass Informationen 
über die gegenwärtige Situation sterbender Menschen in Deutschland vor-
liegen und ausgewertet werden.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Der individuellen Situation sterbender Menschen in Deutschland wird bereits 
heute in vielfältiger Weise Rechnung getragen. Das Hospiz- und Palliativgesetz 
vom 1. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2114) enthielt vielfältige Änderungen des 
Fünften und des Elften Buches Sozialgesetzbuch, die die medizinische, pflege-
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rische, psychologische und seelsorgerische Versorgung von Menschen in der 
letzten Lebensphase verbessern und einen flächendeckenden Ausbau der 
Palliativ- und Hospizversorgung gefördert haben.
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat in seinem Urteil vom 26. Februar 
2020 – 2 BvR 2347/15 – festgestellt, dass das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
als Ausdruck persönlicher Autonomie ein Recht auf selbstbestimmtes Sterben 
umfasse. Das Recht auf selbstbestimmtes Sterben schließe die Freiheit ein, sich 
das Leben zu nehmen. Das Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbst-
tötung sei am Maßstab strikter Verhältnismäßigkeit zu messen. Bei der Zumut-
barkeitsprüfung sei zu berücksichtigen, dass die Regelung der assistierten 
Selbsttötung sich in einem Spannungsfeld unterschiedlicher verfassungsrecht-
licher Schutzaspekte bewege. Die Achtung vor dem grundlegenden, auch das 
eigene Lebensende umfassenden Selbstbestimmungsrecht desjenigen, der sich 
in eigener Verantwortung dazu entscheide, sein Leben selbst zu beenden, und 
hierfür Unterstützung suche, trete in Kollision zu der Pflicht des Staates, die 
Autonomie Suizidwilliger und darüber auch das hohe Rechtsgut Leben zu 
schützen.
Die Situation sterbender Menschen in Deutschland ist von diversen individuel-
len Faktoren abhängig, die nur in beschränktem Umfang Eingang in amtliche 
Statistiken finden können. Teilaspekte werden etwa von der Todesursachen-
statistik und der Krankenhausstatistik des Statistischen Bundesamtes erfasst, 
die öffentlich zugänglich sind.

 1. Wie viele Menschen versterben nach Kenntnis der Bundesregierung in 
Deutschland jährlich (bitte nach Altersgruppen aufschlüsseln)?

a) Wie viele dieser Menschen versterben an einer natürlichen Todes-
ursache?

b) Wie viele dieser Menschen versterben an einer nicht natürlichen 
Todesursache?

c) Wie viele dieser Menschen versterben an einer ungeklärten Todes-
ursache?

d) Wie viele dieser Menschen versterben davon zuhause (bitte nach na-
türlicher, nicht natürlicher und ungeklärter Todesursache aufschlüs-
seln)?

e) Wie viele dieser Menschen versterben davon in Krankenhäusern?

f) Wie viele dieser Menschen versterben davon in Pflegeheimen?

g) Wie viele dieser Menschen versterben davon in Hospizen?

Die Fragen 1 bis 1g werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die beigefügten Tabellen des Statistischen Bundesamtes verwiesen. 
Daten zur Beantwortung der Fragen 1d, 1f und 1g liegen der Bundesregierung 
nicht vor.

 2. Wie viele Menschen versterben in Deutschland jährlich infolge eines 
Suizids, und wie viele missglückte Suizidversuche gibt es nach Kenntnis 
der Bundesregierung in Deutschland jährlich?

a) Wie sieht hierbei die Geschlechterverteilung aus?

b) Wie sieht hierbei die Verteilung auf Altersgruppen aus?

c) Welche Methoden werden hierbei von Betroffenen wie häufig ange-
wandt?
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d) Wie oft benötigen Angehörige danach eine psychotherapeutische Be-
handlung, bzw. wie oft nehmen sie eine solche in Anspruch?

e) Wie häufig sind Dritte daran unwillentlich beteiligt, und wie oft be-
nötigen diese danach eine psychotherapeutische Behandlung, bzw. 
wie oft nehmen sie eine solche in Anspruch?

Die Fragen 2 bis 2e werden gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die beigefügten Tabellen des Statistischen Bundesamtes verwie-
sen.* Daten zur Beantwortung der Fragen 2d und 2e liegen der Bundesregie-
rung nicht vor.

 3. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie hoch der Anteil der Menschen ist, die in Deutschland ohne An-
wesenheit eines anderen Menschen versterben?

Wenn ja, um wie viele Menschen handelt es sich?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen oder Schätzungen vor.

 4. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie hoch der Anteil der Menschen ist, die in Deutschland mit Begleitung 
durch andere Menschen versterben?

Wenn ja, um wie viele Menschen handelt es sich?

a) Wenn ja, wie oft handelt es sich um Begleitung durch Angehörige?

b) Wenn ja, wie oft handelt es sich um Begleitung durch allgemein-
medizinisches Personal?

c) Wenn ja, wie oft handelt es sich um Begleitung durch palliativmedi-
zinisches Personal?

d) Wenn ja, wie oft handelt es sich um Begleitung durch Pflegeperso-
nal?

e) Wenn ja, wie oft handelt es sich um Begleitung durch ehrenamt-
liches, wie z. B. kirchliches Personal?

Die Fragen 4 bis 4e werden gemeinsam beantwortet.
Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen oder Schätzungen vor.

 5. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie hoch der Anteil der Menschen in Deutschland ist, die unmittelbar 
vor dem Eintritt ihres Todes bei klarem Bewusstsein sind?

Wenn ja, wie hoch ist der Anteil?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen oder Schätzungen vor.

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/21160 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 6. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie hoch der Anteil der Menschen in Deutschland ist, die unmittelbar 
vor dem Eintritt ihres Todes unter Halluzinationen oder Wahrnehmungs-
störungen leiden?

Wenn ja, wie hoch ist der Anteil?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen oder Schätzungen vor.

 7. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie hoch der Anteil der Menschen in Deutschland ist, die unmittelbar 
vor dem Eintritt ihres Todes sediert sind?

Wenn ja, wie hoch ist der Anteil?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen oder Schätzungen vor.

 8. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie hoch der Anteil der Menschen in Deutschland ist, die tagsüber bzw. 
nachts versterben?

Wenn ja, wie hoch ist jeweils der Anteil?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen oder Schätzungen vor.

 9. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie hoch der Anteil der Menschen in Deutschland ist, die an Plötzlichem 
Herztod versterben?

Wenn ja, wie hoch ist der Anteil?

Nach Zahlen aus der amtlichen Todesursachenstatistik des Statistischen Bun-
desamtes liegen für die Todesursache „Plötzlicher Herztod“ für das letztmög-
liche Datenjahr 2018 die Fallzahlen gemäß angehängter Tabelle vor. Die Fall-
zahlen beruhen auf den Kodierungen von „Todesursache ICD-Code I46 Herz-
stillstand“ mit seinen Untergruppen ICD-Code I46.0 Herzstillstand mit erfolg-
reicher Wiederbelebung; I46.1 Plötzlicher Herztod (so beschrieben) und I46.9 
Herzstillstand, nicht näher bezeichnet. Es muss jedoch angenommen werden, 
dass die tatsächlichen Zahlen weitaus höher liegen. Einem plötzlichen Herztod 
liegen bestimmte Krankheiten oder Ursachen (z. B. Erkrankungen des Kreis-
laufsystems oder ein akuter Myokardinfarkt) zugrunde, die jeweils eine eigene 
ICD-Kodierung haben. In der Todesursachenstatistik gibt es keine Angaben da-
zu, in welchem Umfang ein plötzlicher Herzstillstand unter diesen Diagnose-
schlüsseln kodiert wird. Ergänzend wird auf die beigefügte Tabelle des Statisti-
schen Bundesamtes verwiesen.*

10. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie hoch der Anteil der Menschen in Deutschland ist, die vor ihrem Tod 
bettlägerig waren?

Wenn ja, wie hoch ist der Anteil, und wie lange waren diese Menschen 
im Durchschnitt bettlägerig?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen oder Schätzungen vor.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/21160 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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11. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie hoch der Anteil der Menschen in Deutschland ist, die vor ihrem Tod 
künstlich ernährt wurden?

Wenn ja, wie hoch ist der Anteil?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen oder Schätzungen vor.

12. Wie viele Menschen in Deutschland haben nach Kenntnis der Bundes-
regierung eine Patientenverfügung verfasst, die lebenserhaltende Maß-
nahmen teilweise einschränken oder vollständig ausschließen?

Wie häufig kommen diese im Endeffekt zum Tragen?

Die Anzahl der in Deutschland verfassten Patientenverfügungen ist der Bun-
desregierung nicht bekannt. Lediglich im Rahmen der Registrierung von Vor-
sorgevollmachten beim Zentralen Vorsorgeregister der Bundesnotarkammer ist 
es möglich, die zusätzliche Information zu hinterlegen, ob neben der Vollmacht 
auch eine Patientenverfügung erstellt wurde. Wie der Statistik des Registers zu 
entnehmen ist, waren zum 31. März 2020 rund 4,7 Millionen Vorsorgevoll-
machten eingetragen. Die Gesamtzahl der mit einer Patientenverfügung ver-
bundenen Vorsorgevollmachten lässt sich der Statistik nicht entnehmen, ange-
geben ist dies jeweils nur für die Neueintragungen. Von den 118 216 Neueintra-
gungen von Januar bis März 2020 waren 85 383, also rund 72 Prozent, mit ei-
ner Patientenverfügung verbunden (vgl. https://www.vorsorgeregister.de/filead
min/user_upload_zvr/Dokumente/Statistiken_ZVR/2020-Statistik-ZVR.pdf). 
Im Jahr 2019 waren von 393 092 Neueintragungen 312 331, also rund 79 Pro-
zent mit einer Patientenverfügung verbunden (https://www.vorsorgeregister.de/
fileadmin/user_upload_zvr/Dokumente/Statistiken_ZVR/2019-Statistik-ZV
R.pdf). Dieser Anteil lag in den Vorjahren zwischen den Jahren 2009 und 2018 
regelmäßig zwischen 74 und 76 Prozent (https://www.vorsorgeregister.de/foote
r/jahresbericht-und-statistik). Bei einer vorsichtigen Schätzung kann daher da-
von ausgegangen werden, dass im Schnitt rund 75 Prozent aller eingetragenen 
Vorsorgevollmachten mit Patientenverfügungen verbunden sind, so dass bei ei-
ner aktuellen Gesamtzahl von rund 4,7 Millionen eingetragenen Vorsorgevoll-
machten geschätzt etwa 3,525 Millionen Patientenverfügungen registriert sind. 
Diese Anzahl gibt aber keinen Aufschluss über die Gesamtzahl aller Patienten-
verfügungen, da zu deren Wirksamkeit keine Registrierung erforderlich ist und 
davon ausgegangen werden muss, dass viele Bürger privatschriftlich unter Zu-
hilfenahme eines der zahlreichen Vordrucke eine Patientenverfügung erstellt 
haben.
Nicht statistisch erfasst wird zudem der Inhalt einer Patientenverfügung. Es 
gibt also keine Daten dazu, wie viele Menschen in Deutschland Patientenverfü-
gungen verfasst haben, die lebenserhaltende Maßnahmen teilweise einschrän-
ken oder vollständig ausschließen. Gleichfalls existieren keine statistischen Da-
ten dazu, wie häufig Patientenverfügungen im Endeffekt zum Tragen kommen.

13. Liegen der Bundesregierung Informationen dazu vor, wie hoch der An-
teil der Menschen in Deutschland ist, bei denen unmittelbar vor deren 
Tod die Diagnose Depression vorliegt?

Liegen Schätzungen zu einer Dunkelziffer vor?

Wenn ja, wie hoch ist der Anteil, bzw. was ist die geschätzte Dunkelzif-
fer?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen oder Schätzungen vor.
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14. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie viele Menschen in Deutschland jährlich nach Äußerung eines Sterbe-
wunsches wegen akuter Suizidgefahr in eine psychiatrische Klinik einge-
wiesen werden?

Wenn ja, um wie viele Menschen handelt es sich?

Die der Bundesregierung vorliegenden Statistiken der Länder zu den „Betreu-
ungsverfahren“ und zu der „Geschäftsentwicklung der freiwilligen Gerichtsbar-
keit – Amtsgerichte“ differenzieren die erfassten Daten nicht nach dem Anlass 
der freiheitsentziehenden Unterbringung. Es liegen der Bundesregierung also 
keine Zahlen dazu vor, wie viele Menschen in Deutschland jährlich nach Äuße-
rung eines Sterbewunsches wegen akuter Suizidgefahr in eine psychiatrische 
Klinik eingewiesen werden.

15. Welche staatlichen, gemeinnützigen oder ärztlichen Angebote sind der 
Bundesregierung bekannt, an die sich Menschen in Deutschland wenden 
können, um über ihre mit dem eigenen Tod verbundenen Sorgen, Ängste 
und Wünsche zu sprechen?

Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzung dazu vor, wie 
oft diese Angebote jährlich jeweils in Anspruch genommen werden, und 
wenn ja, in welcher Anzahl?

Angesichts der vielfältigen und differenzierten Fragestellungen, die mit den 
Themen Sterben und Tod verbunden sind, ist es nicht möglich, die unzähligen 
Beratungsangebote staatlicher, gemeinnütziger, kirchlicher, privater oder sons-
tiger Träger zu benennen. Es liegen auch keine verlässlichen Zahlen zur Inan-
spruchnahme dieser Angebote vor.
Hinsichtlich der Betreuung, Beratung und Begleitung kranker und schwerst-
kranker Menschen und ihrer Angehörigen gibt es in Deutschland ein breites 
und vielfältiges Netz unterschiedlicher Angebote der Hospiz- und Palliativver-
sorgung in unterschiedlicher Trägerschaft, in dem Menschen für und in ihrer 
letzten Lebensphase Rat, Hilfe und Begleitung erfahren können.
Durch gezielte Maßnahmen ist dieses Netz in den letzten Jahren in allen Be-
reichen der medizinischen, pflegerischen und betreuenden Versorgung deutlich 
ausgebaut worden. Dies gilt für die ambulante und stationäre Palliativversor-
gung, die ambulante und stationäre Hospizarbeit und für die Hospiz- und 
Palliativversorgung in stationären Pflegeeinrichtungen. Gestärkt wurde dabei 
insbesondere auch das Zusammenwirken zwischen professioneller und ehren-
amtlicher Hilfe, von medizinischer, pflegerischer, hospizlicher, psychosozialer 
und spiritueller Begleitung in Netzwerken, damit Menschen in ihrer letzten 
Lebensphase die Betreuung, Versorgung und Begleitung erhalten, die sie wün-
schen und benötigen.
Nach Angaben des Deutschen Hospiz- und Palliativverbandes gibt es heute 
rund 1.500 ambulante Hospizdienste, etwa 230 stationäre Hospize für Erwach-
sene sowie 17 stationäre Hospize für Kinder, Jugendliche und junge Erwachse-
ne sowie etwa 330 Palliativstationen in Krankenhäusern, drei davon für Kinder- 
und Jugendliche. Darüber hinaus existieren 361 Teams der Spezialisierten am-
bulanten Palliativversorgung, die schwerstkranke Sterbende in ihrer gewohnten 
Umgebung versorgen, 34 davon für Kinder und Jugendliche (Quelle: https://w
ww.dhpv.de/service_zahlen-fakten.html).
Neben den breiten Informationsangeboten von z. B. Palliativnetzwerken, der 
Hospizbewegung, von Städten, Gemeinden und Kommunen haben auch Kran-
kenkassen nach § 39b Absatz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) 
die Aufgabe, Versicherte individuell über die Leistungen der Hospiz- und Pal-
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liativversorgung zu beraten. Sie haben eine Übersicht der Ansprechpartner der 
regional verfügbaren Beratungs- und Versorgungsangebote zu erstellen und 
leisten bei Bedarf Hilfestellung bei der Kontaktaufnahme und Leistungsinan-
spruchnahme. Nach § 39b Absatz 2 Satz 1 SGB V informieren die Krankenkas-
sen ihre Versicherten in allgemeiner Form über die Möglichkeiten persönlicher 
Vorsorge für die letzte Lebensphase, insbesondere zu Patientenverfügung, Ver-
sorgungsvollmacht oder Betreuungsverfügung.
Zudem ist mit der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebens-
phase in § 132g SGB V ein individuelles Angebot zur Beratung über die medi-
zinisch-pflegerische, psychosoziale und/oder seelsorgerische Versorgung in der 
letzten Lebensphase eingeführt worden, das von vollstationären Pflegeeinrich-
tungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen an-
geboten werden kann und auf die jeweilige Situation des Versicherten zuge-
schnitten ist. Die Beratung soll es den Versicherten ermöglichen, selbstbe-
stimmt über Behandlungs-, Versorgungs- und Pflegemaßnahmen entscheiden 
zu können. Im Rahmen des Beratungsangebotes werden auch Hilfen und Ange-
bote der Sterbebegleitung sowie zur möglichen psychosozialen Versorgung auf-
gezeigt.
Wichtige Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner, um über die mit dem 
eigenen Tod verbundenen Ängste, Sorgen und Wünsche zu sprechen, können 
für Menschen in Deutschland auch die sie behandelnden Ärzte und Ärztinnen 
(Haus- oder Fachärzte) oder Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sein. 
Im Fall einer stärkeren Belastung durch Ängste und Sorgen bzw. im Fall einer 
Krankheitswertigkeit derselben können ärztliche oder psychotherapeutische Be-
handlungen in Anspruch genommen werden, um diese zu bewältigen oder ab-
zumildern.

16. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie viele Menschen in Deutschland gern Sterbehilfe in Anspruch neh-
men würden?

Wenn ja, um wie viele Menschen handelt es sich?

Der Bundesregierung liegen keine Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie viele Menschen in Deutschland gerne Sterbehilfe in Anspruch nehmen 
würden.

17. Welche Angebote zur Sterbehilfe sind der Bundesregierung bekannt, die 
Betroffene in Deutschland in Anspruch nehmen können?

Das BVerfG hat mit seinem Urteil vom 26. Februar 2020 § 217 des Strafgesetz-
buches (StGB) für unvereinbar mit dem Grundgesetz und für nichtig erklärt. 
Diese Wirkung tritt ohne Übergangsfrist ein. Daher ist es seit dem 26. Februar 
2020 geschäftsmäßig handelnden Suizidhelfern, auch soweit sie in sogenannten 
Sterbehilfevereinen organisiert sind, grundsätzlich wieder möglich, gegenüber 
freiverantwortlich handelnden Sterbewilligen Suizidassistenz anzubieten. Die 
Hilfe zur Selbsttötung durch Ärztinnen und Ärzte ist grundsätzlich auch mög-
lich, sofern ihnen das Berufsrecht und gegebenenfalls das Betäubungsmittel-
recht hierfür keine wirksamen Schranken setzt.
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18. Wie viele Deutsche versterben nach Kenntnis der Bundesregierung jähr-
lich im Ausland?

Es wird auf die beigefügte Tabelle des Statistischen Bundesamtes verwiesen.*

19. Liegen der Bundesregierung Informationen oder Schätzungen dazu vor, 
wie viele Menschen aus Deutschland Sterbehilfe im Ausland in An-
spruch nehmen?

Wenn ja, um wie viele Menschen und um welche Länder handelt es sich?

Der Bundesregierung liegen keine Informationen vor, die über öffentlich zu-
gängliche Medienberichte zu diesem Thema hinausgehen. In den Niederlanden 
und in Belgien werden die Staatsangehörigkeiten der Menschen, die Sterbehilfe 
in Anspruch nehmen nicht registriert. In der Schweiz führt insbesondere der 
Verein Dignitas Freitodbegleitungen für Personen durch, die ihren Wohnort in 
Deutschland haben. Laut dessen Statistik haben im letzten Jahr 85 Menschen 
mit gewöhnlichem Wohnsitz in Deutschland Sterbehilfe in der Schweiz durch 
den Verein Dignitas in Anspruch genommen (Quelle: http://www.dignitas.ch/in
dex.php?option=com_content&view=article&id=32).

20. Sieht die Bundesregierung vor dem Hintergrund ihrer Antworten zu den 
Fragen 1 bis 19 einen gesetzgeberischen Handlungsbedarf (bitte begrün-
den)?

Die Prüfung gesetzgeberischen Handlungsbedarfs dauert derzeit noch an. Un-
abhängig davon bleibt abzuwarten, inwieweit die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages die Entscheidung des BVerfG erneut zum Anlass nehmen, gegebe-
nenfalls über sogenannte Gruppenanträge konkrete Vorschläge für eine Neu-
regelung der Suizidassistenz zu machen.

* Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/21160 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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